
UNIVERSALE  TREUHAND

Wirtschaffsprüfungs-  und  Steuer-

beratungsgeseIlschaft  m.b.H.

Gußhausstraße  4

1040  W i e n

TeleTon:  +43  1 586  55 61

Telefax:  DW50

e-mail:  office@revisionstreuhand.at

BERICHT

über  die Prüfung  des

JAHRESABSCHLUSSES

zum  30.  Juni  2022

der

Hochschulvertretung  PH  Niederösterreich

Mühlgasse  37

2500  Baden



Hochschulvertretung  PH Niederösterreich 30. Juni  2022

Inhaltsverzeichnis

1.  PRÜFUNGSVERTRAG  uND  AUFTRAGSDuRCHFüHRUNG

Seite

1-2

2.  AUFGLIEDERUNG  UND  ERLÄUTERUNG  VON  WESENTLICHEN  POSTEN

DES  JAHRESABSCHLUSSES

3. ZUSAMMENFASSuNG  DES  PRüFuNGSERGEBNtSSES

3.1 Feststellung  zur Gesetzmäßigkeit  von Buchführung  und Jahresabschluss

3.2 Auskünfte  zu § 20 (2) HS-W\/

3.3 Erteilte  Auskünfte

3.4 Stellungnahme  zur Tatsachen  nach § 273 Abs. 2 und 3 UGB

4.  BESTÄTIGUNGSVERMERK

2

2

2

2

3

4-6

Beilagenverzeichnis

Bilanz  zum  30. Juni  2022

Gewinn-  und  Verlustrechnung  vom

1. Juli 2021  bis 30. Juni  2022

Anhang  für  das  Geschäftsjahr  2021/2022

Anlage  1 : Anlagespiegel

Soll-lst-Vergleich  gemäß  § 31 Abs.  1 HSG  2014

Aufschlüsselung  Aufwendungen  nach  Organen  und Referaten

Allgemeine  Auftragsbedingungen

Seite

Il

Ill

IV

v

VI

Rundungshinweis

Bei der Summierung  von gerundeten  Beträgen  und Prozentangaben  können  durch

Verwendung  automatischer  Rechenhilfen  rundungsbedingte  Rechendifferenzen  auf-

treten.



Hochschu1vertretung  PH Niederösterreich 30. Juni 2022

1

An die

Hochschulvertretung  PH Niederösterreich

Baden:

Wir  haben  die Prüfung  des Jahresabschlusses  zum 30. Juni 2022  der

Hochschufüertretung  Pädagogische  Hochschule  Niederösterreich  (PH NÖ), Baden

(im Folgenden  auch kurz,,Körperschaft"  genannt),  abgeschlossen  und erstatten  über  das Er-

gebnis  dieser  Prüfung  den folgenden  Bericht:

1.  PRüFUNGSVERTRAG  UND AUFTRAGSDuRCHFüHRUNG

Bei der Hochschulvertretung  PH Niederösterreich  handelt  es sich um eine  Körperschafi

Öffentlichen  Rechts.

Bei  der  gegenständlichen  Prüfung  handelt  es  sich  um eine  Pflichtprüfung.  Die

Hochschulvertretung  PH Niederösterreich  ist  gemäß  § 31 Hochschülerinnen-  und

Hochschülerschaftsgesetz  2014 idgF verpflichtet,  ,,dem Jahresabschluss  einen schriftlichen

Prüfbericht  eines  Wirtschaftsprüfers  beizulegen".

Diese  Prüfung  erstreckte  sich  darauf,  ob bei der Erstellung  des Jahresabschlusses  und der

Buchführung  die gesetzlichen  Bestimmungen  und den diese  Vorschriften  in zulässiger  Weise

ergänzenden  Bestimmungen  des HSG 2014  entspricht.

Die Hochschülerinnen-  und  Hochschülenuirtschaftsverordnung  (HS-W\/)  wurden  uns von

der Auftraggeberin  übermittelt.  Wir haben  die Verordnung  zur Kenntnis  genommen  und bei

unserer  Prüfung  entsprechend  berücksichtigt.

Bei unserer  Prüfung  beachteten  wir die in Österreich  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften

und  die  berufsüblichen  Grundsätze  ordnungsgemäßer  Durchführung  von  Ab-

schlussprüfungen.  Diese  Grundsätze  erfordern  die  Anwendung  der  internationalen

Prüfungsstandards  (lnternational  Standards  on Auditing).  Wir weisen  darauf  hin, dass die

Abschlussprüfung  mit hinreichender  Sicherheit  die Richtigkeit  des Abschlusses  gewährleisten

soll. Eine absolute  Sicherheit  lässt  sich nicht  erreichen,  weil  jedem  internen  Kontrollsystem  die

Möglichkeit  von Fehlern  immanent  ist und auf Grund  der stichprobengestützten  Prüfung  ein

unvermeidbares  Risiko besteht,  dass wesentlich  falsche  Darstellungen  im Jahresabschluss

unentdeckt  bleiben.  Die Prüfung  erstreckt  sich nicht auf Bereiche,  die üblicherweise  den

Gegenstand  von Sonderprüfungen  bilden.

Die  Prüfung  wurde  mit Unterbrechungen  im Zeitraum  Oktober  und  November  2022

überwiegend  in den KanzIeiräumIichkeiten  durchgeführt.  Die Prüfung  wurde  mit dem Datum

dieses  Berichtes  materiell  abgeschlossen.

Für die ordnungsgemäße  Durchführung  des Auftrages  ist Herr  Mag.  Kurt  Wurmitzer,

Wirtschafisprüfer,  verantwortlich.
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Grundlage  unserer  Prüfung  ist der mit der Körperschaft  abgeschlossene  Prüfungsvertrag.  Die
von der Kammer  der Steuerberater-  und Wirtschaftsprüfer  herausgegebenen  ,,Allgemeinen
Auftragsbedingungen  für  Wirtschaftstreuhandberufe"  (Anlage  VI) stellen  einen  integrierten
Bestandteil  dieses  Prüfungsvertrages  dar.  Diese  Auftragsbedingungen  gelten  nicht  nur
zwischen  der Körperschaft  und dem Abschlussprüfer,  sondern  auch gegenüber  Dritten.
Bezüglich  unserer  Verantwortlichkeit  und  Haftung  als  Abschlussprüfer  gegenüber  der
Körperschaft  und gegenüber  Dritten  kommt  § 275 UGB  zur  Anwendung.

2. AUFGLIEDERuNG  uND ERLÄUTERuNG  VON WESENTLICHEN  POSTEN  DES
JAHRESABSCHLuSSES

Alle erforderlichen  Aufgliederungen  und Erläuterungen  von wesentlichen  Posten  des Jahres-
abschlusses  sind im Anhang  des Jahresabschlusses  enthalten.  Wir verweisen  daher  auf die
entsprechenden  Angaben  des Vorstandes  im Anhang  des Jahresabschlusses.

3. ZUSAMMENFASSUNG  DES PRÜFUNGSERGEBNISSES

3.1 Feststellung  zur  Gesetzmäßigkeit  von  Buchführung  und  Jahresabschluss

Bei unseren  Prüfungshandlungen  stellten  wir  die Einhaltung  der gesetzlichen  Vorschriften  und
der  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung  fest.

Im Rahmen  unseres  risiko-  und kontroIIorientierten  Prüfungsansatzes  haben  wir  -  soweit  wir
dies für unsere  Prüfungsaussage  für notwendig  erachteten  -  die internen  Kontrollen  in Teilbe-
reichen  des Rechnungslegungsprozesses  in die Prüfung  einbezogen.

Hinsichtlich  der  Gesetzmäßigkeit  des  Jahresabschlusses  verweisen  wir  auf  unsere
Ausführungen  im Bestätigungsvermerk.

3.2 Auskünfte  zu § 20 (2) HS-WV

Der Jahresabschluss  entspricht  dem HSG 2014,  den darauf  basierenden  Verordnungen  der
Bundesministerin,  den Grundsätzen  ordnungsgemäßer  Buchführung  und den Bestimmungen
des § 269 (1) UGB, entspricht  und vermittelt  ein möglichst  getreues  Bild der Vermögens-,
Finanz  -  und  Ertragslage  der  Hochschülerinnen-  und  Hochschülerschaft.  Die
Haushaltsführung  entspricht  den Grundsätzen  der Zweckmäßigkeit,  Wirtschaftlichkeit  und
Sparsamkeit  sowie  Rechtmäßigkeit..lm  Berichtsjahr  bestehen  keine  Dienstverträge.

3.3 Erteilte  Auskünfte

Die gesetzlichen  Vertreter  erteilen  die von uns verlangten  Aufklärungen  und Nachweise.  Eine
von den Vertretern  unterfertigte  VollständigkeitserkIärung  haben  wir zu unseren  Akten  ge-
nommen.
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3.4  Stellungnahme  zu Tatsachen  nach  § 273  Abs.  2 und  3 uGB

Stellungnahme  zu Tatsachen  nach  § 273  Abs  2 uGB

Bei Wahrnehmung  unserer  Aufgaben  als Abschlussprüfer  haben  wir  keine  Tatsachen

festgestellt,  die den  Bestand  der  geprüften  Körperschaff  gefährden  oder  ihre  Entwicklung

wesentlich  beeinträchtigen  können  oder  die schwerwiegende  Verstöße  der gesetzlichen

Vertreter  gegen  Gesetz  oder  Satzung  erkennen  lassen.  Wesentliche  Schwächen  bei der

internen  Kontrolle  des  Rechnungslegungsprozesses  sind uns nicht  zur  Kenntnis  gelangt

Stellungnahme  zu Tatsachen  nach  § 273  Abs  3 UGB

Der  Jahresabschluss  der  Hochschulvertretung  PH Niederösterreich,  Baden,  zum  30. Juni  2022
weist  eine  Eigenmittelquote  im Sinne  des  § 23 URG  von rd. 95,6%  auf.

Es liegt  keine  Vermutung  eines  Reorganisationsbedarfs  gem.  § 22 Abs  1 Z 1 URG  vor.
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4.  BESTÄTIGUNGSVERMERK

Bericht  zum  Jahresabschluss

Prüfungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss  der Hochschulvertretung  Pädagogische  Hochschule
Niederösterreich,  Baden,  bestehend  aus der Bilanz  zum 30. Juni 2022, der Gewinn-  und
Verlustrechnung  für  das an diesem  Stichtag  endende  Geschäftsjahr  und dem Anhang,  geprüff.

Nach  unserer  Beurteilung  entspricht  der  beigefügte  Jahresabschluss  den  gesetzlichen
Vorschriften  und vermittelt  ein möglichst  getreues  Bild der Vermögens-  und Finanzlage  zum
30. Juni 2022 sowie  der Ertragslage  der Körperschaff  für das an diesem  Stichtag  endende
Geschäftsjahr  in Übereinstimmung  mit  den  österreichischen  unternehmensrechtIichen
Vorschriften.

Grundlage  für  das  Prüfungsurteil

Wir  haben  unsere  Abschlussprüfung  in Übereinstimmung  mit  den  österreichischen
Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Abschlussprüfung  durchgeführt.  Diese Grundsätze  erfordern
die Anwendung  der International  Standards  on Auditing  (ISA). Unsere  VerantwortIichkeiten
nach  diesen  Vorschriften  und  Standards  sind  im Abschnitt  VerantwortIichkeiten  des
Abschlussprüfers  für die Prüfung  des Jahresabschlusses"  unseres  Bestätigungsvermerks
weitergehend  beschrieben.  Wir  sind von der Körperschaft  unabhängig  in Ubereinstimmung  mit

den österreichischen unternehmensrechtIichen q4d berufsrechtlichen Vorschriften, und wir
haben  unsere  sonstigen  beruflichen  Pflichten  in Ubereinstimmung  mit diesen  Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung,  dass die von uns erlangten  Prüfungsnachweise  bis zum
Datum  des Bestätigungsvermerks  ausreichend  und geeignet  sind, um als Grundlage  für unser

Prüfungsurteil  zu diesem  Datum  zu dienen.

Verantwortlichkeiten  der  gesetzlichen  Vertreter  für  den  Jahresabschluss

Die gesetzlichen  Vertreter  sind verantwortlich  für die Aufstellung  des Jahresabschlusses  und
dafür, dass dieser  in Ubereinstimmung  mit den österreichischen  unternehmensrechtlichen
Vorschriften,  den Vorschriften  des Hochschulgesetzes  2014 und der Hochschülerinnen-  und
HochschüIerwirtschaftsverordnung  (HS-W\/)  ein möglichst  getreues  Bild der Vermögens-,
Finanz-  und Ertragslage  der Körperschaft  vermittelt.  Ferner  sind die gesetzlichen  Vertreter
verantwortlich  für die internen  Kontrollen,  die sie als notwendig  erachten,  um die Aufstellung
eines  Jahresabschlusses  zu ermöglichen,  der frei von wesentlichen  falschen  Darstellungen
aufgrund  von dolosen  Handlungen  oder  Irrtümern  ist.

Bei  der  Aufstellung  des  Jahresabschlusses  sind  die  gesetzlichen  Vertreter  dafür
verantwortlich,  die Fähigkeit  der Körperschaft  zur Fortführung  der Unternehmenstätigkeit  zu

beurteilen,  Sachverhalte  im Zusammenhang  mit der Fortführung  der Unternehmenstätigkeit  -
sofern  einschlägig  -  anzugeben,  sowie  dafür,  den  Rechnungslegungsgrundsatz  der
Foföührung  der Unternehmenstätigkeit  anzuwenden,  es sei denn, die gesetzlichen  Vertreter
beabsichtigen,  entweder  die Körperschaff  zu  liquidieren  oder die  Unternehmenstätigkeit
einzustellen  oder  haben  keine  realistische  Alternative  dazu.
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Verantwortlichkeiten  des  Abschlussprüfers  für  die  Prüfung  des  Jahresabschlusses

Unsere  Ziele sind, hinreichende  Sicherheit  darüber  zu erlangen,  ob der Jahresabschluss  als
Ganzes  frei von wesentlichen  falschen  Darstellungen  aufgrund  von dolosen  Handlungen  oder
Irrtümern  ist, und einen  Bestätigungsvermerk  zu erteilen,  der unser  Prüfungsurteil  beinhaltet.
Hinreichende  Sicherheit  ist ein hohes  Maß  an Sicherheit,  aber  keine  Garantie  dafür,  dass  eine
in Übereinstimmung  mit  den  österreichischen  Grundsätzen  ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung,  die die Anwendung  der ISA erfordern,  durchgeführte  Abschlussprüfung
eine wesentliche  falsche  Darstellung,  falls eine solche vorliegt,  stets  aufdeckt.  Falsche
Darstellungen  können  aus dolosen  Handlungen  oder Irrtümern  resultieren  und werden  als
wesentlich  angesehen,  wenn von ihnen einzeln  oder insgesamt  vernünftigerweise  erwartet
werden  könnte, dass sie die auf der Grundlage  dieses Jahresabschlusses  getroffenen
wirtschaftlichen  Entscheidungen  von Nutzern  beeinflussen.

Als Teil einer  Abschlussprüfung  in Übereinstimmung  mit den österreichischen  Grundsätzen
ordnungsmäßiger  Abschlussprüfung,  die die Anwendung  der ISA erfordern,  üben wir während
der gesamten  Abschlussprüfung  pflichtgemäßes  Ermessen  aus und bewahren  eine kritische
Grundhaltung.

Darüber  hinaus  gilt:

*Wir  identifizieren  und beurteilen  die Risiken  wesentlicher  falscher  Darstellungen  aufgrund  von
dolosen  Handlungen  oder  Irrtümern  im Abschluss,  planen  Prüfungshandlungen  als
Reaktion  auf diese Risiken, führen sie durch und  erlangen  Prüfungsnachweise,  die
ausreichend  und geeignet  sind, um als Grundlage  für unser  Prüfungsurteil  zu dienen.  Das
Risiko,  dass  aus dolosen  Handlungen  resultierende  wesentliche  falsche  Darstellungen  nicht
aufgedeckt  werden,  ist höher  als ein aus Irrtümern  resultierendes,  da dolose  Handlungen
kollusives  Zusammenwirken,  Fälschungen,  beabsichtigte  Unvollständigkeiten,  irreführende
Darstellungen  oder  das Außerkraftsetzen  interner  Kontrollen  beinhalten  können.

*Wir gewinnen  ein Verständnis  von dem für die Abschlussprüfung  relevanten  internen
Kontrollsystem,  um Prüfungshandlungen  zu planen,  die unter  den gegebenen  Umständen
angemessen  sind, jedoch  nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil  zur Wirksamkeit  des
internen  Kontrollsystems  der Körperschaft  abzugeben.

*Wir beurteilen  die Angemessenheit  der von  den gesetzlichen  Vertretern  angewandten
RechnungsIegungsmethoden  sowie  die Vertretbarkeit  der von den gesetzlichen  Vertretern
dargestellten  geschätzten  Werte  in der Rechnungslegung  und damit  zusammenhängende
Angaben.

*Wir  ziehen  Schlussfolgerungen  über  die  Angemessenheit  der  Anwendung  des
RechnungsIegungsgrundsatzes  der  FortTührung  der  Unternehmenstätigkeit  durch  die
gesetzlichen  Vertreter  sowie,  auf  der Grundlage  der erlangten  Prüfungsnachweise,  ob eine
wesentliche  Unsicherheit  im Zusammenhang  mit Ereignissen  oder  Gegebenheiten  besteht,
die  erhebliche  Zweifel  an der  Fähigkeit  der  Körperschaft  zur  Foföührung  der
Unternehmenstätigkeit  aufwerfen  können.  Falls wir die Schlussfolgerung  ziehen,  dass  eine
wesentliche  Unsicherheit  besteht,  sind wir  verpflichtet,  in unserem  Bestätigungsvermerk  auf
die dazugehörigen  Angaben  im Jahresabschluss  aufmerksam  zu machen  oder, falls diese
Angaben  unangemessen  sind, unser  Prüfungsurteil  zu modifizieren.
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Wir ziehen  unsere  Schlussfolgerungen  auf der Grundlage  der bis zum Datum  unseres
Bestätigungsvermerks  erlangten  Prüfungsnachweise.  Zukünfiige  Ereignisse  oder
Gegebenheiten  können  jedoch  die Abkehr  der Gesellschaft  von der Foföührung  der
Unternehmenstätigkeit  zur  Folge  haben.

sWir beurteilen  die Gesamtdarstellung,  den Aufbau  und den Inhalt des Jahresabschlusses
einschließlich  der  Angaben  sowie  ob  der  Jahresabschluss  die  zugrunde  liegenden
Geschäftsvorfälle  und Ereignisse  in einer  Weise  wiedergibt,  dass ein möglichst  getreues
Bild erreicht  wird.

Wien, am 30. November  2022

8e
Ua

Wirtschaftsprüfungs-  und Steuerberatungs-
gesellschaft  m.b.H.

Mag.  Kurt  Wurm
Wirtschaffsprüfer
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0 e wi  n n - u n d V e rl  u s t r e c h n u n g/

G e b a r u n g s e rf  o I g s r e c h n u n g

vom  1. Juli  2021  bis  3«). Juni  2022

2021  / 2022

€

I. Erträge  im Zusammenhang  mit  der

unmittelbaren  Vertretungstätigkeit

1.  Studierendenbeiträge

2. Sonstige  Erträge  (Spritzerstand)

3. Zwischensumme  aus  Z 1 und  2

Il. Aufwendungen  im Zusammenhang  mit  der

unmittelbaren  Vertretungstätigkeit

4. Personalaufwand

5. Aufwandsentschädigungen

6. Werkverträge

7. Sachaufwendungen

a) EDV,  Telefon  und Internet,  Postgebühren

b) Fortbildung  und  Sitzungskosten

c) Reise-  und  Fahrtspesen

d) Büroausstattung

e) Transport  durch  Dritte

f) Wirtschaftliches  und  allgemeine  Ausgaben

8. Abschreibungen

2.904,29

2.151,14

48,66

2.331  ,62

942,00

8.957,00

93. 651 ,38

448,80

94. 100,18

O,OO

19.490,00

O,OO

17.334,71

200,80

9. Zwischensumme  aus  Z 4 bis 6

lll  Ergebnis  der  unmittelbaren  Vertretungstätigkeit

IV. Erträge  aus  Veranstaltungen

V. Aufwendungen  aus  Veranstaltungen

VI. Ergebnis  aus  Veranstaltungen

VII.  Erträge  aus  Wirtschaftlichen  Aktivitäten/  Wirtschaftsbetr./  Beteiligg.

37.025,51

57.07  4,67

O,OO

30.917,88

-30.917,88

O,OO

VIII.  Aufwendungen  aus  Wirtschaftlichen  Aktivitäten/  Wirtschaftsbetr./  Be O,OO

IX. Ergebnis  aus  Wirtschaftlichen  Aktivitäten/  Wirtschaftsbetr./  Beteiligg. O,OO

X. Ergebnis  der  ordentlichen  Gebarung 26.156,79

Beilage  II/1

2020  / 2021

€

83.005,32

55,18

83.060,50

O,OO

18.664,70

O,OO

19.275,72

100,40

38.040,82

45.019,68

O,OO

1 .370,66

-1 .370,66

O,OO

O,OO

O,OO

43.649,02

Übertrag 26.156,79 43.649,02
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G e wi  n n - u n d V e rl  u s t re  c h n u n g /

G e b a r u n g s e rf  olg  s re  c h n u n g

vom  L  Juli  2021  bis  30.  Juni  2022

2021  / 2022

€

2020  / 2021

€

Übertrag 26.156,79 43.649,02

XI.  Finanzerträge

XII. Finanzaufwand

XIII.  Finanzergebnis

18,99

4,37

14,62

10,54

O,OO

"10,54

XIV.  Ergebnis  der  laufenden  Gebarung

XV.  Veränderung  der  Rücklagen  ex  2021

ex  Vorjahre

43.659,56

113.558,10

XVI.  Gebarungsüberschuss

26.171,41 43.659,56

157.217,66

183.389,07

113.558,10

157.217,66
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Anhang  der

Hochschulvertretung  PH Niederösterreich

zum

Jahresabschluss  30. Dezember  2022

1. Allgemeine  Erläuterungen

Der Jahresabschluss  der Hochschulvertretung  PH Niederösterreich,  Baden, wurde  für das
Geschäftsjahr  2021/2022  unter  Beachtung  der Grundsätze  ordnungsgemäßer  Buchführung  und
der Generalnorm,  ein möglichst  getreues  Bild der Vermogens-  Finanz  und Ertragslage  des
Unternehmens  zu vermitteln,  aufgestellt.

Die  Bilanzierung,  die  Bewertung  und  der  Ausweis  der  einzelnen  Positionen  des
Jahresabschlusses  wurden  nach  den allgemeinen  Bestimmungen  der §§ 189  bis 211 UGB unter
Berücksichtigung  der Sondervorschriften  für KapitaIgesellschaften  der §§ 222 bis 235 UGB in
der  geltenden  Fassung  und der  Vorschriften  des HSG 2014  vorgenommen.

Die Körperschaft  wurde  mit Satzung  vom 1. Juli 2019  gegründet.  Satzungsänderungen  wurden
am 1.11.2019,  4.4.2021  und zuletzt  am 18.8.2022  vorgenommen.

2. Bilanzierungs-  und  Bewertungsmethoden

Allgemeines

Bei der Erstellung  des Jahresabschlusses  wurde  der Grundsatz  der  Vollständigkeit  eingehalten.

Dem Vorsichtsprinzip  wurde  dadurch  Rechnung  getragen,  dass nur die am Abschlussstichtag
verwirklichten  Gewinne  ausgewiesen  wurden.  Alle  erkennbaren  Risiken  und drohenden  Verluste
wurden  berücksichtigt.

Das Sachanlagevermögen  wurde  zu Anschaffungskosten,  vermindert  um die planmäßige
lineare  Abschreibung,  angesetzt.

Von den Zugängen  in der ersten  Hälfte  des Geschäftsjahres  wird die volle  Jahresabschreibung,
von den Zugängen  in der zweiten  Hälfte des Geschäftsjahres  wird die  halbe  Jahresab-
schreibung  verrechnet.

Die Entwicklung  des Anlagevermögens  ist in der Anlage  1 (Anlagenspiegel)  dargestellt.
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Beilage  111/2

- 12 -

Rückstellungen

Die  übrigen  Rückstellungen  wurden  unter  Beachtung  des  Vorsichtsprinzips  in Höhe  des

voraussichtlichen  Anfalls  berücksichtigt.

Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten  wurden  mit dem  Rückzahlungsbetrag  unter  Beachtung  des  Höchstwert-

prinzips  bewertet.
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Beilage  111/3
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3. Er«äuterungen  der  Bilanz  und  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung

3,1. Allgemeine  Erläuterungen  die  Bilanz  und

Gewinn-  und  Verlustrechnung  betreffend

Der  vorliegende  Jahresabschluss  zum  30.6.2022  ist nach  den  Vorschriften  des  Unter-

nehmensgesetzbuches  aufgestellt.

Die Gewinn-  und Verlustrechnung  wurde  nach  dem  Gesamtkostenverfahren  erstellt.

Der Jahresabschluss  wurde  unter  Beachtung  der Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung

sowie  der Generalnorm,  ein möglichst  getreues  Bild der  Vermögens-,  Finanz-  und Ertragslage

zu vermitteln,  aufgestellt.

Die Wertansätze  entsprechen  der Annahme  der uneingeschränkten  Foföührung  des Unter-

nehmens  ("going  concern  Prinzip").

3.2. Erfäuterungen  zur  Bilanz

AKTIVA:

Die Entwicklung  der  einzelnen  Posten  des Anlagevermögens  ist in Anlage  1 (Anlagespiegel)

dargestellt.

Die Bankguthaben  betragen  zum 30.6.2022  EUR 180.703,09  (Vj: EUR  164.714,06)  (inklusive

AbschIussbuchungen),  das Sparkonto  EUR  10.003,18  (Vj: EUR  10.001,68).
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Beilage  111/4
14-

PASSIVA

Das Reinvermögen/  Eigenkapital  umfasst  den Gebarungszugang  im Berichtsjahr  in Höhe  von
EUR  183.389,07  (Vj: EUR  157.217,66).

Die sonstigen  Rückstellungen  (inkl.USt)  stellen  sich  wie  folgt  dar:

2021/20212 2020/2021

Jahresabschluss

Wirtschaffsprüfung
3.000,00

5.400,00

8.400,00

3.000,00

5.400,00

8.400,00

Die sonstigen  Rückstellungen  betrugen  im Vorjahr  insg. EuR.  8.400,00  (inkl.  USt)  im Vorjahr

EUR 8.400,00  (exkl. USt) tragen  allen erkennbaren  Risiken  angemessen  Bedeutung.  Sie
betreffen  die Rückstellungen  für  ungewissen  und nicht  abgerechnete  Verbindlichkeiten.

3.3. Erläuterungen  zur  Gewinn-  und  Verlustrechnung

Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  wurde  gemäß  der  Hochschülerinnen-  und

Hochschülerschaftswirtschaftsverordnung  (HS-\/VV)  und der  Jahresabschluss  gemäß  § 53
Abs.  1 Z 5 HSG  2014  dargestellt.

Im Berichtsjahr  sind Aufwendungen  für  die  Abschlussprüfung  2021/2022  in Höhe  von EUR
5.400,-  (inkl.  USt)  (Vj: EUR  5.400,00  exkl.  USt)  angesetzt  worden.
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Beilage  111/5

4.  Sonstige  Angaben

4.1.  Personal

Im Studienjahr  2021/2022  wurden  wie im Vorjahr  keine  Arbeitnehmer  beschäffigt.

4.2.  Organe  der  Körperschaft

Vorsitz:

Vorsitzende:

1. Stellvertretende  Vorsitzender

2. Stellvertretender  Vorsitzender

Referatsleiter  und  -leiterinnen:

Referat  für  wirtschaftliche  Angelegenheiten:

Referat  für  soziale  Angelegenheiten:

Bildungspolitisches  Referat:

Referat  für  Administratives:

Katharina  Bauer

Andreas  Stückler

Hannah  Dabrowski

Natalie  Gigl

Carolina  Spenger

Nina  Gansterer

Jasmin  Wieländer  (bis  31. 12.2021  )

ü«Jilivöibuilvi  und  Sachbearbeiterinnen:

Melissa  Aichholzer

Sandra  Bauer

Pia Cao  (bis  30.9.2021  )

Phillip  Poszvek

Sophie  Fanninger

Sophie  Schuster

Mario  Kilian  (ab 1.3.2022)

Pascal  Engels  (ab 1.3.2022)

Katharina  Bauer
Vorsitzende  der  Hochschulvertretung

Wien,  am 30. November  2022
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Anlagespiegel  per  30.  Juni  2022

in EURO

A. ANLAGEVERMöGEN

l. Sachanlagen

1. Betriebsausstattung

Summe Anlagevermögen

Anschaffungskosten

Stand1.7.2021  Zugänge  Abgänge  Stand30.6.2021

1.C)04,00

1 .004,00

O,Oü

O,OO

O,OO

O,OC)

1.004,00

1.004,00

Buchwert

O1 .07.2021

903,60

903,60

Abschreibung  Buchwert

Geschäftsjahr  30.06.2022

2ü0,80

200,80

702,80

702,80
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Aufschlüsselung  der  Aufwandsentschädigungen

Beilage  V

Aufwandsentschädigungen  (AE)

Anzahl

Per-

sonen

Ausgaben  AE

pro  Monat

(in  € )

AE pro  jahr

(in € )

urspr.festgelegte

Auszahlungen

pro  Jahr

Vorsitz  Gesamt

Vorsitzender

1. Stellvertreterin

2. Stellvertreterin

3 goo,oo

300,00

300,00

300,00

g.ooo,oo

3.000,00

3.000,00

3.000,00

10

10

10

Wirtschaftsreferat  Gesamt

Refrentin

1 300,00

300,00

3.000,00

3.000,00 10

Bildungspol?Usches  Referat  Gesamt

Referentin

1 150,00

150,00

1.500,00

1.500,00 10

Sozialreferat  Gesamt

Referentin

1 150,00

150,00

1.500,00

1.500,00 IO

Referat  für  admin.  Tätigkeiten  Gesamt

Referentin

1 150,00

150,00

150,00

150,00 1

Sachbearbeiterinnen  Gesamt

5 Sachbearbeiterinnen

1 Sachbearbeiterin

2 Sachbearbeiterinnen

*) Wechsel  SB unterjr'hrig

8 560,00

350,00

70,00

140,00

4.340,00

3.500,00

280,00

560,00

10

4

4

Summe 15 19.490,00
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Allgemeine

Auffragsbedingungen

für  Wirtschaftstreuhandberufe

(AAB  2018)

Empfohlen  vom Vorstand  der  Kammer  der  Steuerberater  und
Wlrfschaftsprüfer  zuletzt mit Beschluss  vüm 1 8.04.2fü  8

Präambel und Allgemeines

(1) Auffrag im Sinne dieser Bedingungen  meint jeden Vertrag über
vüm zur Ausübung eines Wirtschaftstreuhandbenifes  Berechtigten  in
Ausübung dieses Berufes zu erbrlngende  Leistungen (sowohl faktische
Tätigkeiten  als auch die Bestirgung  üder  Durchführung  von
Rechtsgeschäften  oder Rechtshandlungen,  jeweils im Rahmen der §§ 2
oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz  2017 (WTBG 2017). Die Parteien
des Auflrages  werden in Folge zum einen,,Auftragnehmer",  zum anderen
,,Auffraggeber'  genannt).

(2) Diese Allgemeinen  Auftragsbedingungen  für
Wirtschaftstreuhandberufe  gliedern  sich in zwei  Teile:  Die
Auftragsbedingungen  des l. Teiles gelten für Aufträge, bei denen die
Auftragserkeilung zum Betrieb des lJnternehmens  des Aufiraggebers
(untemehmer  iSd KSchG) gehork. Für Verbrauchergeschafte  gemäß
Konsumentenschutzgesetz  (Bundesgesetz  vom 8.3.1979/BGBI  Nr.140 in
der derzeit gfiltigen Fassung) gelten  sie insoweit der ll. Teil keine
abweichenden  Bestimmungen  für diese enthält.

(3) Im Falle der unwirksamkeit  einer einzelnen  Bestimmung  ist diese
durch eine wirksame, die dem angestrebten  Ziel möglk.hst nahe kümmt,

zu ersetzen.

I.TEIL

1. umfang  und Ausführung  des Aufüages

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der
schriftlk.hen  Auftragsvereinbarung  zwischen  Auftraggeber  und
Auftragnehmer.  Fehlt  diesbezüglich  eine detaillierte  schriffliche
Auffragsvereinbarung  gilt im Zweifel (2)-(4):

(2) Bei Beaufftagung  mit Steuetberatungsleistungen  umfasst  die
Beratungstätigkeit  fülgende  Tätigkeiten:
a) Ausarbeitung  der Jahtessteuererklärungen  für die Einkommen-  üder
Körperschaftsteuer  sowie umsatzsteuer  und zwar auf Grund der vom
Auftraggeber  vorzulegenden  üder (bei entsprechender  Vereinbarung)  vüm
Auftragnehmer  erstellten  Jahresabschlüsse  und sonstiger,  für  die
Besteuerung erforderlichen  Aufstellungen  und Nachweise. Wenn nicht
ausdrüt.klich  anders vereinbart,  sind die für die Besteuerung  eforderlichen
Aufstellungen  und Nachweise  vom Auftraggeber  beizub;ngen.
b) Prüfung der Bescheide  zu den unter a) genannten  Erklärungen.
c) Verhandlungen  mit den Finanzbehörden  im Zusammenhang  mit den
unter a) und b) genannten  Erklärungen  und Bescheiden.
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen  und Auswettung  der Ergebnisse  von
Betnebsprüfungen  hinsichtlich  der unter a) genannten  Steuern.
e) Mitwirkung im Rechtsmittelvefahren  hinsichtlich  der unter a) genannten
Steuern.
Erhält  der  Auftragnehmer  für  die laufende  Steuerberatung  ein
Pauschalhonorar,  so sind mangels  anderweitiger  schriftlicher
Vereinbarungen  die unter d) und e) genannten  Tätigkeiten  gesonderi  zu
hünürieren.

(3) Süweit  die Ausarbeitung  von einer  oder  mehteten
Jahressteuererklärung(en)  zum übernümmenen  Auffrag zählt, geh6rt  dazu
nicht die Überprüfung  etwaiger  besünderer  buchmäßiger
Voraussetzungen  sowie die Prüfung, ob alle in Betracht kommenden
insbesondere umsatzsteuerrechtlichen  Begünstigungen  wahrgenommen
würden  sind, es sei denn,  hierüber  besteht  eine nachweisliche
Beauffragung.

(4) Die Verpflichtung  zur Erbringung anderer  Leistungen gemäß §§ 2
und 3 WTBG 2C)17 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten
Beauftragung.

(5) Vorstehende  Absätze  (2) bis (4) gelten  nicht  bei
Sachverständigentätigkeit.

(6) Es bestehen  keinerlei  Pflichten  des Aufiragnehmers  zur

Leistungserbringung,  Warnung oder Aufklärung über den Umfang des
Auftrages  hinaus.

(7) Der Auffragnehmer  ist berechtigt, sich zur [)urchführung  des
Auftrages  geeigneter  Mltarbeiter  und sonstiger  Efüllungsgehilfen
(Subunternehmer)  zu bedienen, als auch sich bei der Durt.hführung  des
Auftrages  durch einen Berufsbefugten  substituieren  zu lassen. Mitarbeiter
im Sinne dieser  Bedingungen  meint alle Personen, die den Auftragnehmer
auf regelmäßiger  oder dauerhafter  Basis bei seiner betrleblichen  Tätigkeit
unterstützen, unabhängig  von der Art der rechtsgeschaftlichen  Grundlage.

(8) Der Auftragnehmer  hat bei der Erbringung  seiner Leistungen
ausschließlich  österreichisches  Recht zu berücksichtigen:  ausländisches
Recht  ist nur bei ausdrücklicher  schriftlk.her  Vereinbarung  zu
berfü:ksichtigen.

(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
schrifflichen als auch mündlichen  beruflichen  Äußerung,  so ist der
Auftragnehmer  nicht verpflichtet,  den Auftraggeber  auf Änderungen  oder
sich daraus ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich
abgeschlossene  Teile eines Auftrages.

(10) DerAuflraggeberistverpflichtetdaffirSorgezutragen,dassdievon
ihm zur VerTugung gestellten Daten vom Auffragnehmer  im Rahmen der
Leistungserbringung  verarbeitet  werden dürfen. Diesbezüglich hat der
Auffraggeber  insbesondere  aber nicht ausschließlich  die anwendbaren
datenschutz-  und arbeitsrecmlichen  Bestimmungen  zu beachten.

(11) Bringt der Auftragnehmer  bei einer  Behörde  ein Anbringen
elektronisch ein, so handelt er - mangels ausdrücklicher  gegenteiliger
Vereinbarung  - lediglich als Bote und stellt dies keine ihm üder  einem
einreichend  Bevollmächtigten  zurechenbare  Willens-  üder

Wissenserklärung  dar.

(12) Der Auftraggeber  verpflichtet  sich, Personen, die wähtend des
Auftragsverhältnisses  Mitarbeiter  des Aufkragnehmers sind oder waren,
während  und binnen  eines  Jahres  nach Beendigung  des
Auftragsverhältnisses  nicht in seinem untemehmen  üder in einem ihm
nahestehenden  Llnternehmen zu beschäfligen,  widrigenfalls  er sich zur
Bezahlung eines Jahresbezuges  des übernümmenen  Mitarbeiters  an den
Auftragnehmer  verpflichtet.

2. Aufklärungspflk.ht  des Auftraggebers,  Vüllständigkeitserklarung

(1 ) Üer Aufiraggeber  hat dafur zu sorgen, dass dem Auftragnehmer
auch ohne dessen besondere  Aufforderung  alle für die Ausfuhrung des
Auftrages notwendigen unterlagen zum vereinbarten Temiin  und in
Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt
werden und ihm von allen Vorgängen  und umständen  Kenntnis gegeben
wird, die für die Ausffihrung  des Auftrages  von Bedeutung  sein konnen.
Dies gilt auch für die unterlagen,  Vürgänge und umstände, die erst
während  der Tätigkeit  des Auftragnehmers  bekannt  werden.

(2) Der Aufftagnehmer  ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünffe  und
übergebenen  unterlagen  des Aufttaggebers,  insbesondere
Zahlenangaben,  als richtig und vollständig  anzusehen  und dem Auffrag zu
Grunde zu legen. Der Auftragnehmer  ist ohne gesondetten  schrifflichen
Auftrag nicht verpflichtet,  unrichtigkeiten  fest zu stellen. Insbesondere  gilt
dies auch für die Richtigkeit  und Vollständigkeit  von Rechnungen.  Stellt  er
allerdings  Llru1chtigkeiten fest, Sü hat er dies dem Auftraggeber  bekannt  zu
geben. Er hat im FinanzstrafverTahren  die Rechte des Auftraggebers  zu
wahren.

(3) Der Auftraggeber  hat dem Auftragnehmer  die Vollständigkeit  der
voyelegten  Unterlagen  süwie der gegebenen  Auskünfke und Erklärungen
im Falle von Prüfungen,  Gutachten  und Sachverständigentätigkeit
sch;fllich  zu bestätigen.

(4) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen  und andeten
Abschlüssen  vüm Auftraggeber  erhebliche  Risiken nicht bekannt  gegeben
worden sind, bestehen für den Auftragnehmer  insoweit diese Risiken
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten.

(5) Vom Auftragnehmer  angegebene  Termine und Zeitplane für die
Fertigstellung  vün Produkten  des Auftragnehmers  üder Teilen davon sind
bestmögliche  Schätzungen  und, sofern nk.ht anders schrifllich  vereinbart.
nicht bindend. Selbiges giltfür  efüvaige Honorarschätzungen:  diese werden
nach bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch  stets unverbindlich.

(6) Der Aufüaggeber  hat dem Auftragnehmer  jeweils  aktuelle
Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse)  bekannt zu geben.  Der
Auftragnehmer  darf sich bis zur Bekanntgabe  neuer Kontaktdaten  auf die
Gültigkeit  der zuletzt  vom Auflraggeber  bekannt gegebenen  Kontaktdaten
verlassen, insbesündere  Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene
Adresse  vornehmen  lassen.



3. Sicherung  der  unabhangigkeit

(1 ) [)er  Auftraggeber  ist verpflichtet,  alle  Voikehrungen  zu treffen,  um

zu  verhindern,  dass  die  Unabhangigkeit  der  Mitarbeiter  des

Auftragnehmers  gefährdet  wird,  und hat selbst  jede  Gefährdung  dieser

unabh;ingigkeit  zu unterlassen.  [)ies  gilt  insbesündere  für  Angebüte  auf

Anstellung  und  für  Angebüte,  Auffrage  auf  eigene  Rechnung  zu

ubemehmen.

(2)  Der  Aufüaggeber  nimmt  zur  Kenntnis,  dass  seine  hierfür

notwendigen  personenbezogenen  Daten  sowie  Art  und Llmfang  inklusive

Leistungszeitraum  der  zwischen  Auffragnehmer  und  Auftraggeber

vereinbarken  Leisfüngen  (süwühl  Prufungs-  als  auch

Nichtprüfungsleistungen)  zum  Zweck  der  Überprtifung  des  Vürliegens  von

Befangenheits-oderAusschließungsgründen  und  lnteressenküllisiünen  in

einem  allfälligen  Netzwerk,  dem  der  Auftragnehmer  angehörk,  verarbeitet

und  zu diesem  Zweck  an die übrgen  Mifglieder  dieses  Netzwerkes  auch

ins Ausland  übermittelt  werden.  Hiefür  entbindet  der  Auftraggeber  den

Auftragnehmer  nach  dem  Datenschutzgesetz  und gemeiß  § 80 Abs  4 Z 2

WTBG  2fü7  ausdrücklich  von  dessen  Verschwiegenheitspflicht.  Der

Auftraggeber  kann  die  Entbindung  von  der Verschwiegenheitspflicht

lederzeit  widerrufen

4. Benchterstattung  und Kümmunikation

(1)  (Berichterstattung  durch  den Aufüagnehmer)  Bei Prufungen  und

Gutachten  ist, süweit  nichts  anderes  vereinbart  wurde,  ein schriftlicher

Bericht  zu erstatten.

(2)  (Kommunikatiün  an  den  Auftraggeber)  Alle  auftragsbezügenen

Auskünfte  und  Stellungnahmen,  einschließlich  Berichte.  (allesamt

Wissenserkmrungen)  des Aufüagnehmers,  seiner  Mitarbeiter,  sonstiger

ErTüllungsgehilfen  üder  Substitute  (,,berufliche  Außerungen")  sind  nur  dann

verbindlich,  wenn  sie  schrifüich  erFolgen.  Berufliche  Äußerungen  in

elektronischen  [)ateiformaten,  welche  per Fax oder  E-Mail  oder  umer

Verwendung  ahnlicher  Formen  der  elektronischen  Kommunikation

(speicher-  und  wiedergabefähig  und nicht  mündlich  dh zB SMS  aber  nicht

Telefon)  erTolgen,  übermittelt  oder  bestätigt  werden,  gelfön  als schriftlich

dies  gilt  ausschließlich  für  berufliche  Äußerungen.  Das  Risiko  der  Erfeilung

der  beruflichen  Außerungen  durch  dazu  Nk.hibefugte  und  das Risikü  der

Übersendung  dieser  trägt  der  Auftraggeber.

(3)  (Kommunikation  an den Auftraggeber)  Der  Auftraggeber  stimmt

hiermit  zu,  dass  der  Aufiragnehmer  elektronische  Kommunikation  mit  dem

Auftraggeber  (zB via E-Mail)  in unverschlüsselter  Form  vornimmt.  Der

Auftraggeber  erklM,  über  die  mit  der  Verwendung  elektronischer

Kümmunikation  verbundenen  Risiken  (insbesondere  Zugang,

Geheimhaltung,  Veränderung  vün  Nachrichten  im Zuge  der  Übemiittlung)

informiert  zu  sein.  Der  Auftragnehmer,  seine  Mitarbeiter,  sonstigen

ErTullungsgehilfen  üder  Substitute  hafien  nicht  Tur Schäden,  die durch  die

Verwendung  elektronischer  Kümmunikationsmittel  verursacht  werden.

(4)  (Kommunikafion  an den Auftragnehmer)  Det EmpTang  und die

Weiterleitung  von  Informationen  an  den  Aufiragnehmer  und  seine

Mitarbeiter  sind  bei  Verwendung  von  Telefan  -  insbesondere  in

Verbindung  mit  automatischen  Anrufbeantwtxtungssystemen,  Fax,  E-Mail

und anderen  Fomien  der  elektmnischen  Kommunikatiün  -  nicht  immer

sichergestellt.  Auffr%e  und wichtige  Infürmationen  gelten  daher  dem

Auftragnehmer  nur  dann  als zugegangen,  wenn  sie auch  physisch  (nichl

(fern-)mundlich  oder  elektrünisch)  zugegangen  sind,  es sei denn,  es wird

im  Einzelfall  der  Empfang  ausdrücklich  bestätigt.  Automatische

Übermittlungs-  und  Lesebestatigungen  gelten  nicht  als  solche

ausdrücklichen  Empfangsbestatigungen.  Dies  gilt insbesondere  für die

Ubermittlung  von Bescheiden  und anderen  Infürmatiünen  über  Fnsten.

Kritische  und wichtige  Mitteilungen  müssen  daher  per  Post  oder  Kurier  an

den Aufüagnehmer  gesandt  werden.  Die Übergabe  vün  Schriflstucken  an

Mitarbeiker  außerhalb  der  Kanzlei  gilt  nicht  als  Übergabe.

(5)  (Allgemein)  Schriftlich  meint  insüweit  in Punkt  4 (2) nicht  anderes

bestimmt,  Schrifflichkeit  iSd  § 886  ABGB  (Unterschriftlichkeit).  Eine

ftxtgeschrittene  elektronische  Signatur  (Art.  20  elüAS-

VO, (EU)  Nr. 91 0/2ü14)  erfüllö  das  Erfürdernis  der  Schrifilichkeit  iSd § 886

ABGB  (unterschrifllichkeit),  süweit  dies  innt.rhalb  der  Parfeiendisposition

liegt.

(6)  (Werbliche  Information)  Det  Aufiragnehmer  wird  dem  Auftraggeber

wiederkehrend  allgemeine  steuerrechtliche  und  allgemeine

wirtschaffsrechtliche  Införmationen  elektronisch  (zB  per  E-Mail)

tibermitteln,  [)et  Auftraggeber  nimmt  zur  Kenntnis,  dass  er  das  Recht  hal

der  Zusendung  von Direktwerbung  jederzeit  zu widersprechen.

5 Schutz  des  geistigen  Eigentums  des  Auftragnehmers

(1)  Der  Auflraggeber  ist verpflichtet,  dafür  zu sorgen,  dass  die  im

Rahmen  des  Auftrages  vom  Auftragnehmer  erstellten  Berichte,  Gutachten,

Ckganisationspläne,  Entwürfe,  Zeichnungen,  Berechnungen  und

dergleichen  nur  für  Aufiragszwecke  (z.B.  gemäß  § 44 Abs  3 EStG  1988)

verwendet  werden.  Im Ubrigen  bedarf  die  Weitergabe  schriftlicher  als auch

mündlicher  beruflicher  füße+ungen  des  Auftragiiehmers  an einen  Driffen

zur  Nutzung  der  schriftlichen  Zuslimmung  des  Auftragnehmers.

(2)  Die Verwendung  schrifilicher  als  auch  mundlicher  beruflicher

Außerungen  des Aufiragnehmers  zu Werbezwecken  ist unzulässig:  ein

Verstüß  berer.htigt  den  Auftragnehmer  zur  fristlüsen  Kündigung  aller  nüch

nk.ht  durchgeführken  Aufträge  des  Auffraggebers.

(3)  Dem  Auftragnehmer  verbleibt  an  seinen  Leistungen  das

Llrhebenecht.  Die Einräumung  von  Werknutzungsbewilligungen  bleibt  der

schriftlichen  Zustimmung  des  Auftragnehmers  vtitbehalten.

6. Mängelbeseitigung

(1)  Der Aufiragnehmer  isl berechtigt  und verpflichtet,  nachträglich

hervürkommende  Unrichtigkeiten  und Mängel  in seiner  schrifflichen  als

auch  miindlichen  beruflichen  Außerung  zu beseitigen,  und verpflichtet,  den

Auftraggeber  hiervon  unverzuglich  zu verständigen.  Erist  berechtigt,  auch

über  die ursprüngliche  berufliche  Äußerung  informierte  Dritte  von det

Änderung  zu verständigen.

(2)  [)er  Auftraggeber  hat  Anspruch  auf  die küstenlose  Beseitigung  von

Unrichtigkeiten,  süfern  diese  durch  den Auflragnehmer  zu vertreöen  sind,

dieser  Anspruch  erlischt  sechs  Monate  nach  erbrachter  Leistung  des

Auftragnehmers  bzw.  -  falls  eine  schriftliche  berufliche  Außerung  nicht

abgegeben  wird  -  sechs  Monate  nach  Beendigung  der beansfandeten

Tatigkeit  des  Aufüagnehmers.

(3)  Der  Aufttaggeber  hat  bei  Fehlschlägein  der  Nachbesserung

etwaiger  Mängel  Anspruch  auf  Minderung.  Soweit  darüber  hinaus

Schadenersatzansprüche  bestehen,  gilt  Punkt  7.

7. Haftung

(1)  Sämtliche  Haftungsregelungen  getten  fur alle  Streitigkeiten  im

Zusammenhang  mit  dem  Auftragsverhältnis,  gleich  aus  welchem

Rechtsgrund.  [)er  Auflragnehmer  haftet  f(k  Schäden  im Zusammenhang

mit dem Aufüagsverhältnis  (einschließlich  dessen  Beendigung)  nur bei

Vorsatz  und grober  Fahrlässigkeit.  Die Anwendbarkeit  des § 129B  Satz  2

ABGB  wird  ausgeschlüssen.

(2)  Im Falle  grober  Fahrlassigkeit  betragt  die  Ersatzpflicht  des

Auftragnehmers  ht5chstens  das  zehnfache  det

Mindestversicherungssumme  der  Beiufshaffpflichtversicherung  gemäß  §

11 Wirtschaffstreuhandberufsgesetz  2017  (WTBG  2fü7)  in der  jeweils

geltenden  Fassung.

(3)  Die Beschränkung  der  Haftung  gemäß  Punkt  7 (2) bezieht  sich  auf

den einzelnen  Schadensfall.  Der  einzelne  Schadensfall  umfasst  sämtliche

Folgen  einer  Pflichtvetletzung  ohne  Rücksicht  darauf,  ob Schaden  in

einem  oder  in mehreren  aufeinander  fülgenden  Jahren  entslanden  sind.

Dabei  gilt mehrfaches  auf gleicher  oder  gleichartiger  Fehlerquelle

beruhendes  Tun  oder  Llnterlassen  als eine  einheitlk.he  Pfllt.htverletzung,

wenn  die betreffenden  Angelegenheiten  miteinander  in recmlichem  und

wirtschaftlichem  Zusammenhang  stehen.  Ein einheitlicher  Schaden  bleibt

ein einzelner  Schadensfall,  auch  wenn  er auf  mehreren  Pflichtverletzungen

beruht.  Weiters  ist, außer  bei vorsätzlicher  Schädigung.  eine  Haftung  des

Aufüagnehmers  für entgangenen  Gewinn  süwie  Begleit-,  %lge-,  Neben-

oder  ähnliche  Schäden,  ausgeschlüssen.

(4)  Jeder  Schadenersatzanspruch  kann  nur  innerhalb  von  sechs

Mona)en  nachdem  der  oder  die Anspruchsberechtigten  von  dem  Schaden

Kenmnis  erlangt  haben,  spätestens  aber  innerhalb  von drei Jahren  ab

Eintritt  des  (Pnrnär)Schadens  nach  dem  anspruchsbegründenden  Ereignis

gerichtlich  geltend  gemacht  werden,  sofern  nicht  in gesetzlichen

Vürschriften  zwingend  andere  Verjährungsfristen  festgesetzt  sind.

(5)  Im Falle  der  (tatbestandsmäßigen)  Anwendbarkeit  des  § 275  uGB

gelten  dessen  Haffungsnürmen  auch  dann,  wenn  an der  Durchffihrung  des

Aufüages  mehrere  Personen  beteiligt  gewesen  üder  mehrere  zum Ersatz

vsrpflichtende  Handlungen  begangen  worden  sind uiid  ühne  Rticksicht

darauf,  üb andere  Beteiligte  vorsätzlich  gehandelt  haben.

(6)  In Fällen,  in denen  sin fömilicher  Besiätigungsvermerk  erteilt  wird,

beginnt  die  Verjährungsfnst  spatestens  mit  Erteilung  des

Bestätigungsvermerkes  zu laufen.

(7)  Wlrd  die  Tätigkeit  unter  Einschaltung  eines  Dritten,  z.B.  eines  Daten

verarbeitenden  unternehmens, durchgefümt,  sü  gelten  mit

Benachrichtigung  des  Auftraggebers  darüber  nach  Gesetz  oder  Vertrag

be- oder  entstehende  Gewährleistungs-  und Schadenersatzansprüche

gegen  den  Dritten  als an den  Aufiraggeber  abgetreten.  Der  Aufiragnehmer

haffet,  unbeschadet  Punkt  4. (3), diesfalls  nur  fiir  Verschulden  bei der

Auswahl  des  Dritten.

(8) Eine Hafiung des Auffragnehmers Dritten  gegenuber  ist  in ledem  Fall
ausgeschlüssen.  Geraten  Dritte  mit  der  Arbeit  des  Auftragnehmers  wegen

des Aufüaggebers  in welcher  Form auch  immer  in  Kontakt  hat der

Auftraggeber  diese  über  diesen  Umstand  ausdrücklich  aufzuklären.  Süweit



ein solcher Haftungsausschluss  gesetzlich nicht zulässig ist üder eine
Hafiung  gegenüber  Dritten vom Aufiragnehmer  ausnahmsweise
ubernümmen wurde,  gelten subsidiär diese  Haftungsbeschränkungen
ledenfalls auch gegenüber Dritten.  Dritte können ledenfalls  keine
Ansprüche  stellen, die uber einen allfälligen Anspruch  des Auftraggebers
hinausgehen.  Die Hafiungshöchstsumme  gilt nur insgesamt  einmal für alle
Geschädigten, einschließlich der Ersatzanspruche  des Auffraggebers
selbst, aut.h wenn mehrere Personeii (der Auffraggeber  und ein [)ritter
oder auch memere Dntte) geschädigt  würden sind, Geschadigte  werden
nach ihrem Zuvorkümmen  befnedigt.  Der Auftraggebet  wird den
Auftragnehmer  und dessen Mitarbeiter  von sämtlichen Ansprüchen  [)ritter
im Zusammenhang  mit der Weitergabe  schriftlicher  als auch mündlicher
beruflicher  Äußerungen  des Auffragnehmers  an diese Dntte schad- und
klaglos halten.

(9) Punkt7giltauchfürallfälligeHaffungsansprüchedesAuffraggebers
im Zusammenhang  mit dem Auftragsverhältnis  gegenüber  Dritten
(ErTullungs- und Besürgungsgehilfen  des Auftragnehmers)  und den
Substituten des Auftragnehmers.

8. Verschwiegenheitspflicht,  Datenschut

(1 ) Der Auftragnehmer  ist gemäß § 8ü WTBG 2017 verpflichtet, uber
alle Angelegenheiten,  die ihm im Zusammenhang  mit seiner Tätigkeit  für
den Aufiraggeber  bekannl werden, Stillschweigen  zu bewahren, es sei
denn, dass der Auftraggeber  ihn von dieser Schweigepflicht  entbindet  oder
gesetzliche  Äußerungspflichten  emgegen stehen.

(2) Soweit es zur Verfolgung von AnsprFichen des Auftragnehmers
(insbesündere  Ansprüche  auf %norar)  üder zur Abwehr  von Ansprüchen
gegen den Auftragnehmer  (insbesondere  Schadenersatzansprüche  des
Auftraggebers  oder [)ntter  gegen den Auftragnehmer)  nülwendig  ist, ist der
Auftragnehmer  vün seiner  beruflichen  Verschwiegenheitspflicht
entbunden.

(3) [)er  Auffragnehmer  daf  Berichte,  Gutachten  und sonstige
schrifiliche berufliche Außerungen  über die Ergebnisse  seiner Tätigkeit
Dritten nur mit Einwilligung  des Auftraggebers  aushändigen,  es sei denn,
dass eine gesetzlk.he  Verpflichtung  hieizu besteht.

(4) Der Auftragnehmer  ist datenschutzrechllich  Verantwürilicher  im
Sinne der Datenschutz-Grundvemrdnung  (,,DSGVO") hinsichtlich aller im
Rahmen des Aufirages verarbeiteter  personenbezügenen  Daten.  Der
Auftragnehmer  ist daher  befugt, ihm anvertrafüe  personenbezogene  Daten
im Rahmen  der  Grenzen  des Auffrages  zu verarbeiten.  [)em
Auftragnehmer  überlassene  Materialien (Papier und Datentrtiger)  werden
grundsätzlich  nach Beendigung  der diesbezüglichen  Leisfüngserbringung
dem Auffraggeber  üder an vom Aufiraggeber  namhaft gemachte Dritte
ubergeben üder wenn dies gesündert  vereinbart  ist vüm Auftragnehmer
verwahrt oder vernichtet.  Der Aufiragnehmer  ist berechtigt  Kopien davün

aufzubewahren  soweit er diese zur ürdnungsgemäßen  Dokumentation
seiner Leistungen  benötigt  oder es rechtlich geboten oder berufsublich  ist.

(5) Sofern der Auftragnehmer  den Aufüaggeber  dabei unterstützt, die
den Auflraggeber  als datenschutzrechtlich  Verantwortlichen  treffenden
Pflichten gegenuber Betroffenen zu erTüllen, so ist der Auffragnehmer
berechtigt, den entstandenen  tatsächlichen  Aufwand an den Aufiraggeber
zu verrechnen. Gleiches gilt, für den Aufwand der fur Auskünffe  im
Zusammenhang  mit dem Auffragsverhaltnis  anfällt, die nach Entbindung
von der Verschwiegenheitspflicht  durch den Aufiraggeber  gegenüber
Drmen diesen Dritten erteilt werden.

9. Rücktritt  und Kündigung (,,Beendigung")

(1) üie Erklarung der Beendigung eines Aufüags hat schnftlich zu
erfülgen  (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erloschen  einer
bestehenden  Vollmacht  bewirkt keine Beendigung  des Auftrags.

(2) Soweit nicht etwas andetes schriftlich vereinbart  oder gesetzlich
zwingend vürgeschrieben  ist, können die Vertragsparkner  den Vertrag
jederzeit  mit sofartiger  Wirkung  beendigen.  Der %noraranspruch
bestimmt  sich nach Punkt 1L

(3) Ein [)auerauftrag  (befnsketer oder unbefrisketer Auftrag über, wenn
auch nicht ausschließlich,  die Erbringung wiedetholter  Einzelleistungen,
auch mit Pauschalvergütung)  kann allerdings,  soweit nichts  anderes
schrifllich vereinbart  ist, ühne Vorliegen  eines wichtigen Grundes nur unter
Einhaltung einer Fnst von drei Münaten (,,BeendigungsTrist") zum Ende
eines Kalendermonats  beendet  werden.

(4) Nach Erkmrung der Beendigung  eines Dauerauftrags  -  sind, soweit
im Fülgenden nicht abweichend  bestimmt, nur jene einzelnen  Werke vom
Auftragnehmer  noch ferfigzustellen  (verbleibender  Auftragsstand),  deren
vüllstandige Ausfuhrung innerhalb der Beendigungsfrist  (grundsatzlich)
möglich ist, soweit diese innerhalb eines Münats nach Beginn des Laufs
der Beendigungsfrist  dem AuTtraggeber schrifUich im Sinne des Punktes 4
(2) bekannt  gegeben werden. Der verbleibende  Auftragsstand  ist inneföalb
der Beendigungsfnst  fertig zu stellen,  süfern sämtliche erförderlichen

llnterlagen  rechtzeitig zur VerFugung gestellt werden und süweit nicht ein
wichtiger  Grund vorliegt, der dies hindert.

(5) Waren  bei einem Daueraufüag  mehr  als 2 gleichartige,
fiblicherweise  nur  einmal  jährlich  zu erstellende  Werke  (z.B.
Jahresabschlüsse,  Steuererklärungen  etc.) fertig zu stellen, so zahlen die

über 2 hinaus gehenden  Werke nur bei ausdrficklichem  Einverständnis  des

Auftraggebers  zum verbleibenden  Auftragsstaiid.  Auf diesen Umstand ist
der Aufiraggeber  in der Bekanntgabe  gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls
ausdnicklich  hinzuweisen.

1ü. Beendigung  bei Annahmeverzug  und unterlassener  Mitwirkung  des

Auftraggebers  und rechtlichen Ausführungshindernissen

(1 ) Kümmt der Auffraggeber  mit der Annahme  der vom Auftragnehmer
angebütenen  Leistung in Verzug oder urilerlässt  der Auftraggeber  eine ihm
nach Punkt 2. üder sünsk wie obliegende  Mitwirkung,  so ist der

AuTtragnehmer zur fristlosen  Beendigung  des Vertrages  berechtigt.
Gleiches gilt, wenn der Aufiraggeber  eine (auch teilweise)  Durchführung
des Auffrages  venangt,  die, nach begriindetem  Dafuthalten  des
Aufüagnehmers,  nicht der Rechtslage oder berufsüblichen  Grundsätzen
entspricht. Seine Honoraransprfiche  bestimmen sich nach Punkt 1L
Annahmeverzug  sowie unterlassene  Mitwirkung seitens des Auftraggebers
begründen auch dann den Anspruch des Auftragnehmers  auf Ersatz der
ihm hierdurch entstandenen  Mehraufwendungen  sowie des verursachten
Schadens, wenn der Auftragnehmer  von seinem Kündigungsrecht  keinen
Gebrauch macht.

(2) Bei Vertr%en  über die Führung der Bücher, die Vürnahme  der
Personalsachbearbeitung  oder Abgabenveriechnung  ist eine fnstlose
Beendigung  durch den Auffragnehmer  gemäß Punkl  10 (1) zulässig, wenn
der Auftraggeber  seiner Mitwirkungspflicht  gernäß Punkt 2. (1 ) zweimal

nachweislich  nicht nachkommt.

1l  Honüraranspruch

(1 ) llnterbleibt  die Ausführung  des Auftrages  (z.B. wegen Rücktritt  oder
Kündigung), so gebührt dem Auftragnehmer  gleichwühl  das vereinbarte
Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch umstande,
deren  Ursache  auf Seiten  des Auffraggebers  liegen,  ein blüßes

Mitverschulden  des Auftragnehmers  bleibt diesbezuglich  außer Ansatz,
daran gehindert  worden ist: der Auffragnehmer  braucht  sich in diesem Fall
nicht anrechnen  zu lassen, was er durch anderweitige  Verwendung  seiner
und seiner Mitarbeiter  Arbeitskraff  erwirbt  oder zu erwerben untermsst

(2) Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarke
Entgelt für den verbleibenden  Auffragsstand,  süfern er fertiggestellt  wird
oder dies aus Gründen,  die dem Auflraggeber  zuzutechnen  sind,
unterbleibt  (auf  Punkt  1t  (1) wird verwiesen).  Vereinbarte
Pauschalhonorare  sind gegebenenfalls  zu aliquütieren.

(3) Unterbleibt  eine zur  Ausfuhrung  des Werkes  eforderliche
Mitwirkung des Auftraggebers,  so ist der Auftragnehmer  auch berechligt,
ihm zur Nachholung  eine angemessene  %st  zu setzen mit der Erklärung,
dass nach fruchtlüsem  Verstreichen  der Frist der Vertrag als aufgehüben

gelte, im Übrigen gelten die Folgen des Punkt it(1  ).

(4) Bei Nichteinhaltung  der Beendigungsfrist  gemaß Punkt 9. (3) durch
den Auftraggeber,  sowie bei Vertragsauflösung  gemäß Punkt 10. (2) durch

den Auffragnehmer  behält  der Auffragnehmer  den vüllen  Honüraranspruch
ft4r drei Monate.

j2. Honorar

(1) Sofem nicht ausdrucklich  Unentgeltlichkeit  vereinbart ist, wird
jedenfalls  gemäß § 1004  und § 1152  ABGB  eine angemessene

Entlohnung  geschuldet  Höhe und Art des Honüraranspruchs  des
Auffragnehmers  ergeben  sich aus der zwischen  ihm und seinem
Auflraggeber  getmffenen  Vereinbarung.  Sofern nicht nachweislich eine

andere Vereinbarung  getmffen wurde sind Zahlungen  des Auftraggebers
immer auf die älteste Schuld anzurechnen.

(2) Die kleinste  verrechenbare  Leistungseinheit  beträgt  eine
Viertelstunde.

(3) Auch die Wegzeit  wird im nütwendigen  umfang  verrechnet.

(4) Das Aktenstudium  in der eigenen Kanzlei, das nach Art und umfang
zur Vürbereitung des Auffragnehmers  notwendig  ist, kann gesündert
verrechnet  werden.

(5) Erweist  sich durch  nachträglich  hervorgekommene  besündere

umstande oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme  durch den
Aufüaggeber  ein bereits veteinbartes  Entgelt als unzureichend,  so hat der

Auftragnehmer  den Aufüaggeber  darauf  hinzuweisen  und sind
Nachverhandlungen  zur Vereinbarung  eines angemessenen  Entgelts zu
führen (auch bei unzureichenden  Pauschalhonüraren).



(6)  Der  Aufttagnehmer  verrechnet  die  Nebenküsten  und  die

llmsatzsteuer  zusätzlich.  Beispielhaft  aber  nicht  abschließend  im

Folgenden  (7)  bis  (9)'

(7)  Zu den verrechenbaren  Nebenkosten  zahlen  auch  belegte  oder

pauschalierte  Barauslagen,  Reisespesen  (bei Bahnfahrten  1. Klasse),

Diäten,  Kilümetergeld,  Kopierküsten  und  eihnliche  Nebenkosten.

(8)  Bei besondeten  Haftpflichfüersicherungserfürdemissen  zählen  die

betreffenden  Versicherungsprämien  (inkl.  VersicherungssteueQ  zu den
Nebenkosten.

(9)  Weiters  sind  als  Nebenkosten  auch  Personal-  und

Sachaufwendungen  fur die  Erstellung  vün  Berichten,  Gutachten  uä.

anzusehen.

('IC)) Für die  Ausführung  eines  Aufttages,  dessen  gemeinschaftliche

Erledigung  mehreren  Auffragnehmern  ubertragen  würden  ist, wird vün

ledem  das  seiner  Tätigkeit  entsprechende  Entgelt verrechnel

(11)  Entgelte  und  Entgeltvorschüsse  sind  mangels  anderer

Vereinbarungen  sofort  nach  deren  schriftlicher  Geltendmachung  fällig.  Für

Entgeltzahlungen,  die  später  als 14  Tage  nach  Fälligkeit  geleistet  werden,

können  Verzugszinsen  verrechnet  werden.  Bei  beiderseitigen

Unternehmergeschäfien  gellen  Verzugszinsen  in der in § 456 1. und 2.

Satz  uGB  Teskgelegten  Höhe.

(12)  DieVerjährungrichtetsichnacJ1486ABGBundbeginntmitEnde
der  Leistung  bzw.  mit  spöterer,  in angemessener  Frist  erTülgter

Rechnungslegung  zu lauFen.

(13)  Gegen  Rechnungen  kann  innerhalb  von  4  Wochen  ab

Rechnungsdaturn  schriftlich  beim  Auftragnehmer  Einspruch  erhüben

werden.  Andernfalls  gilt  die Rechnung  als anerkannt.  Die Aufnahme  einer

Rechnung  in die  Bücher  gilt  jedenfalls  als Anerkennföis.

(14)  Aufdie  Anwendung  des  § 934  ABGB  im Sinne  des § 351 L1GB, das
ist die Anfechtung  wegen  Verkürzung  über  die Hälfte  fur  Geschäfte  unter

unternehmem,  wird  verzichtet.

(15)  Falls  hei  Auffragen  betreffend  die  Führung  der  Bücher,  die

Vomahme  der  Personalsachbearbeitung  üder  Abgabenverrechnung  ein

Pauschalhünorar  vereinbari  ist, so sind  mangels  anderweitiger  schriftlicher
Vereinbarung  die Vertretungstatigkeit  im Zusammenhang  mit abgaben-

und beitragsrechtlichen  Pnifungen  aller  Ark einschließlich  det  Abschluss

vün  Vergleichen  tiber  Abgabenbemessungs-  oder  Beitragsgrundlagen,

Benchterstattung,  Rechtsmittelerhebung  uä  gesondert  zu  hanorieren.

Sofern  nichts  anderes  schriftlich  vereinbart  ist,  gilt  das  Honorar  als  jeweils

f(ir  ein Auftragsjahr  vereinbart.

(16)  Die Bearbeilung  besonderer  Einzelfragen  im Zusammenhang  mit

den im Punkt12.  (15)  genannten  Tatigkeiten,insbesondere  Feslstellungen

über  das  pönzipielle  Vürliegen  einer  Pllichtversicherung,  etfülgt  nur
aufgrund  eines  besünderen  Auflrages.

(17)  DerAuffragnehmerkannentsprechendeVürschüsseverlangenund

seine  (fürtgesetzte)  Tätigkeit  von  der  Zahlung  dieser  Vürschüsse  abhängig

machen.  Bei Daueraufir%en  darf die Erbringung weiterer Leistungen bis
zur Bezahlung  früherer  Leistungen  (süwie  allfalliger  Vorschüsse  gemäß

Satz  1) verweigert  werden.  Bei Erbnngung  von  Teilleistungen  und üffener

Teilhonorietung  gilt  dies  sinngemäß.

(18)  Eine  Beanstandung  der  Arbeiten  des Auffragnehmets  berechtigt,

außer  bei  üffenkundigen  wesentlichen  Mängeln,  nicht  zur  auch  nur

teilweisen  Zurückhaltung  der  ihm nach  Punkt  j2.  zustehenden  Hünürare,

sonstigen  Entgelte,  Kostenersätze  und Vürschüsse  (Vergüfünt)en).

(l!l)  Eine Aufrechnung  gegen  Forderungen  des Auffragnehmers  auf

Vergutungen  nach  Punkt  12. ist nur  mil  unbestrittenen  oder  rechtskräftig
festgestellten  Forderungen  zulässig.

'13. Sünstiges

(1)  Im Zusammenhang  mit Punkt  12. (17)  wird  auT das gesetzliche

Zuruckbehalfungsrecht  (§ 471 ABGB,  § 369 UGB)  verwiesen,  wird das

Zuruckbehalfüngsrecht  zu Unrecht  ausgeubt,  haftet  der  Auftragnehmer
grunds;itzlich  gemäß  Punkt  7. aber  in Abweichung  dazu  nur  bis zur  Hühe

seiner  noch  offenen  Forderung.

(2)  Der  Auffraggeber  hat  keinen  Anspruch  auf  Ausfolgung  von  im Zuge

der  AuftragserTüllung  vom  Auffragnehmer  erstellten  Arbeitspapieren  und

ähnlichen  Unterlagen.  Im Falle  der  Aufiragserrüllung  unter  Einsatz

elektrünischer  Buchhaltungssysteme  ist der Auftragnehmer  berechtigt,

nach Übergabe  sämtlicher  vom Auftragnehmer  aufüagsbezogen  damit

erstellter  Daten,  fur  die  den  Auffraggeber  eine  Aufbewahrungspflicht  triffl,
in einem  strukturierten,  gangigen  und maschinenlesbaren  Format  an den

Auftraggebet  bzw.  an  den  nachfolgenden  Wirtschaftstreuhänder,  die

Daten  zu löschen.  Für  die Ubergabe  dieser  Daten  in einem  struktunerten,
gängigen  und  maschinenlesbaren  Format  hat  der  Auffragnehmer

Anspruch  auf  ein angemessenes  Honorar  (Punkt  12 gilt  sinngemaß).  Ist

eine Übergabe  dieser  Daten  in einem  strukturierten,  gängigen  und
maschinenlesbaren  Forma}  aus besonderen  Gründen  unmöglich  üder
untunlich,  konnen  diese  ersatzweise  im Vollausdruck  übergeben  werden.
Eine  Hünorierung  steht  diesfalls  daffir  nicht  zu.

(3)  [)er  Auffragnehmer  hat  auf  Verlangen  und  Kosten  des

Auftraggebers  alle Unlerlagen  herauszugeben,  die er aus  Anlass  seiner
Tätigkeit  vün  diesem  erhalten  hal.  Dies  gilt jedüch  nicht  fur  den

Schriftwechsel  zwischen  dem Auffragnehmer  und seinem  Auffraggeber
und fur  die Schrffstiicke,  die der  Auftraggeber  in urschrift  besitzt  und fur

Schrif}stucke,  die  einer  Aufbewahrungspflicht  nach  den  fijr  den
Auftragnehmer  geltenden  rechtlichen  Bestimmungen  zur  Vsrhinderung

von  Geldwäsche  unterliegen.  Der  Auflragnehmer  kann  von  unterlagen,  die

er an den  Auftraggeber  zurfickgibt,  Abschriften  odey  Fotoküpien  anferiigen.

Sind diese  Unterlagen  bereits  einmal  an den Aufiraggeber  übeimittelt

worden  sü  hat der Auftragnehmer  Anspruch  auf ein  angemessenes
Honorar  (Punkt  12. gilt  sinngemäß).

(4)  Der  Auftraggeber  hat die  dem  Aufüagsnehmer  tibergebenen
Untetlagen  nach  Abschluss  der  Arbeiten  binnen  3 Monaten  abzuholen.  Bei

Nichtabholung  übergebenar  llnterlagen  kann  der Auftragnehmer  nach

zweimaliger  nachweislicher  Auffürderung  an  den  Auffraggeber,

übergebene  unterlagen  abzuholen,  diese  auf  dessen  Kosten  zuruckstellen

und/oder  ein angemessenes  Hünorar  in Rechnung  stellen  (Punkt  12. giR
sinngemaß).  Die weitere  Aufbewahrung  kann  auch  auf Küsfen  des

Auftraggebers  durch  Dritte  erTolgen.  Der  Auftragnehmer  haftet  im Weiteren

nicht für  Fülgen  aus  Beschädigung.  Verlust  oder  Vernichtung  der
llnterlagen.

(5)  Der  Auftragnehmer  ist berechtigt.  fällige  Honürarforderungen  mit

etwaigen  Depotguthaben,  Verrechnungsgeldern,  Treuhandgeldem  üder
anderen  in seiner  Gewahrsame  befindlichen  liquiden  Mitteln  auch bei

ausdrücklicher  Inverwahrungnahme  zu  kümpensieren,  süfern  der

Auftraggeber  mit einem  Gegenanspruch  des AuTtragnehmers  rechnen
musste.

(6)  Zur  Sicherung  einer  bestehenden  üder  künftigen  %nürarforderung

ist dsr  Auffragnehmer  berechtigt,  ein finanzamtliches  Gfühaben  oder  ein

anderes  Abgaben-  üder  Beitragsguthaben  des Auftraggebers  auf ein
/lnderkontü  zu transfeneren.  Diesfalls  ist der  Auftraggeber  vüm  erTülgten

Transfer  zu  verständigen.  Danach  kann  der  sichergestellte  Betrag

entweder  im  Einvernehmen  mit  dem  Auftraggebet  üder  bei
Vüllstreckbarkeit  der  Hünürarftirderung  eingezogen  werden.

14. Anzuwendendes  Recht,  Erfüllungsort,  Gerichtsstand

(1)  Für  den  Aufüag,  seme  Durchfütvung  und  die  sich  hieraus
ergebenden  Ansprüche  gilt ausschließlich  üsterreichisches  Recht  unter
Ausschluss  des natiünalen  Verweisungsrechts.

(2)  Erfüllungsort  ist  der  Ort  der  beruflichen  Niederlassung  des
Auftragnehmers.

(3)  Gerichtsstand  ist  -  mangels  abweichender  schriftlicher
Vereinbarung  -  das  sachlich  zustandige  Gericht  des  ErTüllungsortes.



ll. TEIL (9)  Verträge  uber  wiedeikehrende  Leistungen.

15. Ergänzende  Bestimmungen  für  Verbrauchergeschäfte

(1)  Fur  Verträge  zwischen  Wirtschaitstreuhändern  und Verbrauchem
getten  die zwingenden  Bestimmungen  des  Konsumentenschutzgesetzes.

(2)  Der  Aufüagnehmer  haffet  nur  für  vürsatzliche  und gmb  fahrlässig
verschuldete  Vetletzung  der  übernommenen  Verpflichtungen.

(3)  Anstelle  der  im Punkt  7 Abs  2 normierten  Begrenzung  ist auch  im
Falle  grober  Fahrlässigkeit  die Ersatzpflicht  des Auftragnehmers  nicht
begrenzt.

(4)  Punkt  6 Abs  2 (Fiist  für  Mangelbeseitigungsanspruch)  und Punkt  7
Abs 4 (Geltendmachung  der Schadenersatzansprüche  innerhalb  einer
bestimmten  Frist)  gilt  nicht.

(5)  Rüt.ktrittsrecht  gemäß  § 3 KSchG.

Hat  der  Verbraucher  seine  Verkragserklärung  nicht  in den  vüm
Auftragnehmer  dauemd  benützten  Kanzleiräumen  abgegeben,  sü kann  er
von  seinem  Verfragsantrag  oder  vom  Vertrag  zutücktreten.  Dieser  Rücktritt
kann  bis  zum  Zustandekommen  des Verfrages  oder  danach  binnen  einer
Woche  erklärk  werden,  die Frist  beginnt  mit  der  Ausfolgung  einer  Urkunde,
die zumindest  den Namen  und die Anschrift  des Auftragnehmers  sowie
eine Beilehrung  über  das Rficktrittsrecht  enthält,  an den Verbraucher,
frfihestens  jedoch  mit  dem  Zustandekommen  des  Vertrages  zu laufen.  Das
Rficktrittsrecht  steht  dem  Verbraucher  nicht  zu,

t  wenn  sr  selbst  die  geschäftliche  Verbindung  mit  dem
Auftragnehmer  oder  dessen  Beaufttagten  zwecks  Schließung  dieses
Vertrages  angebahnt  hat,

2.  wenn  dem  Zustandekommen  des  Vertrages  keine
Besprechunt)en  zwischen  den  Beteiligten  oder  ihren  Beaufüagten
vürangegangen  sind  oder

3.  bei Vertragen,  bei denen  die beiderseitigen  Leistungen  sofort
zu erbringen  sind,  wenn  sie ublicherweise  von  Auftragnehmern  außerhalb
ihrer  Kanzleiräume  geschlüssen  werden  und  das  vereinbarte  Entgelt € 15
nicht  ubersteigt.

üer  Rficktritt  bedarT  zu seinet  Rechtswiiksamkeit  der Schriftiomi.  Es
genügt,  wenn  der  Verbraucher  ein  Schriftstuck,  das  seine
Vertragserklärung  oder  die  des  Auftragnehmers  enthält,  dem
Auffragnehmer  mit  einem  Vermerk  zurückstellt,  der  erkennen  lässt,  dass
der Verbraucher  das Zustandekümmen  oder  die Aufrechterhaltung  des
Vertrages  ablehnt.  Es genugt,  wenn  die Erklärung  inne+halb  einer  Woche
abgesendet  wird.

Tö}t  der  Verbraucher  gemäß  § 3 KSchG  vom  Verfrag  zutück,  SO hat Zug
um Zug

j.  der  Auftragnehmer  alle  empfangenen  Leistungen  samt
gesetzlichen  Zinsen  vom  Empfangstag  an zurückzuerstatten  und  den  vom
Verbraucher  auf die  Sache  gemachten  notwendigen  und nützlichen
Aufwand  zu ersetzen,

2. der  Vetbraucher  dem  Auffragnehmer  den  Wert  der  Leistungen  zu
vergüten,  süweit  sie  ihm  zum klaren  und  überwiegenden  Vorteil  gereichen.

Gemäß  § 4 Abs  3 KSchG  bleiben  Schadenersatzansprüche  unberührt.

(6)  Koskenvüranschläge  gemaß  F3 5 KSchG.

Fur  die Erstellung  eines  Kostenvoranschlages  im Sinn  des  % 1 1 70a  ABGB
durch  den Auffragnehmei  hat det Verbraucher  ein Entgelt  nur  dann  zu
zahlen,  wenn  er  vorher  auf  diese  Zahlungspflicht  hingewiesen  würden  ist.

Wird  dem  Vertrag  em Küstenvoranschlag  des Aufiragnehmers  zugrunde
gelegt,  so  gilt dessen  Richtigkeit  als gewährleislet,  wenn  nicht  das
Gegenteil  ausdrucklich  erklärt  ist.

(7)  Mängelbeseitigung:  Punkt6  wird  ergänzt

Ist der  Auffragnehmer  nach  § 932  ABGB  verpflichtet,  seine  Leistungen  zu
verbessern  üder  Fehlendes  nachzutragen,  so hat er diese  Pflicht  zu
erfüllen,  an dem  (M,  an dem  die Sache  übergeben  würden  ist. Ist es für
den  Verbraucher  tunlich,  die Werke  und Unterlagen  vüm  Auftragnehmer
gesendet  zu erhalten,  sü kann  dieser  diese  Übersendung  auf  seine  Gefahr
und Kosten  vornehmen.

(8)  Getichtsstand  Anstelle  Punkt  14.  (3) gilt

Hat  der  Verbraucher  im Inland  seinen  Wohnsitz  üder  seinen  gewöhnlichen
Aufenthali  oder  ist er im Inland  beschäftigt,  so kann  für  eine  Klage  gegen
ihn nach  den  §§ 88, 89, 93 Abs  2 und 104  Abs'i  JN nur  die  Zuständigkeit
eines  Gerichtes  begrtindet  werden,  in dessen  Sprengel  der  Wühnsitz,  der
gewöhnliche  Aufenthalt  oder  der  Ort  der  Beschäfiigung  liegt.

(a) Verträge,  durch  die sich der  Aufiragnehmer  zu Werkleistungen
und der  Verbraucher  zu wiederholten  Geldzahlungen  verpflichten  und die
für  eine  unbestimmte  oder  eine  ein Jahr  übersteigende  Zeit  geschlüssen
worden  sind,  kann  der  Verbraucher  unter  Einhaltung  einer  zweimonatigen
Fnst  zum  Ablauf  des ersten  Jahres,  nachher  zum  Ablauf  )eweils  eines
halben  Jahres  kündigen.

(b)  Ist  die  Gesamtheit  det  Leistungen  eine  nach  ihrer  Ari  unteilbare
Leistung,  deren  umfang  und Preis  schon  bei  der Verfragsschließung
bestimmt  sind,  so kann  der  erste  Kündigungstermin  bis zum  AblauF  des
zweiten  Jahres  hinausgeschüben  wetden.  In solchen  Verirägen  kann  die
Kündigungsfrist  auf  höchstens  sechs  Monate  verlängerf  werden.

(c)  ErTordert  die Erfüllung  emes  bestimmten,  in lit. a) genannten
Vertrages  erhebliche  Aufwendungen  des Auftragnehmers  und hat er dies
dem  Ver5raucher  spätestens  bei  der  Vettragsschließung  bekannt
gegeben,  so können  den Umständen  angemessene,  von den in lit. a) und
b) genannten  abweichende  Kundigungstetmine  und Kundiguiigsfristen
vereinbart  werden.

(d)  Eine  Kündigung  des  Verbrauchers,  die  nicht  fristgerecht
ausgesprochen  würden  ist,  wird  zum  nachsten  nach  Ablauf  der
Kundigungsfrist  liegenden  Kündigungstermin  witksam.


